Reichenbach an der Fils Gemeinderatsdrucksache 2021/095

Datum: 23.06.2021 Unterschrift
Amt: 60 - Ortsbauamt

Verantwortlich: Franke, Ulrike

Aktenzeichen: 632.21

Vorgang:

Beratungsgegenstand

Bauantrag
Neuffenstrae 13, Fist.1492/6
- Neubau von zwei PKW-Stellplatzen

Ausschuss fiir 06.07.2021 offentlich beschlieBend
Technik und Umwelt
Anlagen:

Lageplan v. 21.06.2021, M 1:200

Kommunikation:

Prioritat E: ./.
Finanzielle Auswirkungen: []Ja X Nein
[] Ergebnishaushalt [ ] InvestitionsmaRnahme
Teilhaushalt: / Produktgruppe: Investitionsauftrag:
Ausgaben Ifd. Folgejahr(e) Einnahmen Ifd. Folgejahr(e)
in € Jahr in€ Jahr
Planansatz
upl / apl
Gesamt
Auswirkungen auf das Klima: []Ja [ ] Nein
[]+2 []+1 []0 []-1 []-2
Begrindung:

Beschlussvorschlag:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.
2. Fur die notwendige Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB von den Festsetzungen des

Bebauungsplanes ,Siegenberg | — 1.Anderung® wird das Einvernehmen der Gemeinde
nach § 36 Abs.1 BauGB erteilt.



3. Das Einvernehmen wird unter Berticksichtigung der folgenden Auflagen und Hinweise

3.1 Oberflachenwasser von privaten Grundstlcken ist entsprechend der
Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundsttick schadlos zu beseitigen und
darf nicht auf 6ffentliche Flachen abgeleitet werden. Entsprechende
Entwasserungsrinnen sind herzustellen.

3.2  Drainage- und Grundwasser darf nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen
eingeleitet werden.

3.3  Der Versiegelungsgrad der Stellplatzflache ist durch die Verwendung von
wasserdurchlassigen Belagen (Rasenpflaster, Beton- oder Natursteinen oder
wassergebundene Beldge) so gering wie moglich zu halten. Der gesamte Aufbau
muss wasserdurchlassig ausgebildet sein.

3.4  Samtliche Kosten fiir Anderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom Bauherrn
zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkung, Absenkung und Verstarkung des Gehweges
unter Einhaltung des Regelprofils usw.).

3.5 Die Abgrenzung zwischen 6ffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstick im
Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder dhnlichem nach
Rucksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. Die anfallenden Kosten
gehen zu Lasten des Bauherrn.

3.6 Beschadigungen durch das Bauvorhaben an 6ffentlichen Verkehrsflachen missen
entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf Kosten des
Bauherrn beseitigt werden.

3.7  Vor Beginn und nach Abschluss der Baumaflnahme ist gemeinsam mit dem
Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der
offentlichen Flachen im Bereich der BaumaRnahme durchzuflihren.

erteilt.

Sachdarstellung:

Beantragt wird die Befreiung fir den Neubau von zwei PKW-Stellplatzen in der Neuffenstrale 13,
Flurstiick 1492/6.

Die Errichtung von Stellplatzen bis 50 m? Nutzflache je Grundstlick im Innenbereich ist nach
§ 50 Abs.1 Anhang Nr.11 b der Landesbauordnung (LBO) grundsatzlich verfahrensfrei. Eine
baurechtliche Genehmigung ist nicht erforderlich. Nach § 50 Abs.5 LBO mussen aber
verfahrensfreie Vorhaben, ebenso wie genehmigungspflichtige, den 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften entsprechen.

Das Grundstick Neuffenstralle 13 liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Siegenberg | —
1.Anderung®, rechtskraftig seit 15.09.1978.

Die geplante PKW-Stellplatzflache verstofit in folgendem Punkt gegen die Festsetzungen des
Bebauungsplanes:

- Inanspruchnahme der nicht Gberbaubaren Grundsticksflache.
Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann nach § 31 Abs.2 BauGB eine Befreiung erteilt

werden, wenn die Abweichung neben der Wirdigung nachbarlicher Interessen auch stadtebaulich
vertretbar ist und die Grundziige der Planung nicht betroffen sind.



Geplant ist der Neubau einer Stellplatzflache flr zwei PKW mit einer Flache von ca.25 m2 im
ndrdlichen Grundstlcksbereich, zwischen Wohngebaude und Grundstlicksgrenze.

Aus stadtebaulicher Sicht bestehen keine Bedenken, die erforderliche Befreiung zu erteilen.
Grundsatzlich wird die Errichtung von Stellplatzflache auf privaten Grundstiicken befiirwortet.
Fir die Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes ,Siegenberg | — 1.Anderung*
ist eine Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB im Einvernehmen mit der Gemeinde nach

§ 36 Abs.1 BauGB erforderlich.

Von Seiten der Verwaltung wird vorgeschlagen, dem vorliegenden Befreiungsantrag das
Einvernehmen der Gemeinde nach § 36 Abs.1 BauGB zu erteilen.



	SMC_BM_VOTEXT5
	Datum
	OStatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Anlage
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

